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— wenn zwar hinreichender Tatverdacht vorliegt, das Er­
mittlungsergebnis aber hinsichtlich anderer wesentlicher 
Umstände Widersprüche oder Lücken aufweist, deren 
Klärung dem Gericht nicht möglich ist;

— wenn notwendige und mögliche Rekonstruktionen sowie 
darauf bezogene Begutachtungen unterblieben sind, die 
für die richtige Beurteilung von Vorgängen des Tatge­
schehens Bedeutung haben. «

Haben gesellschaftliche Kräfte im Ermittlungsverfahren 
nicht mitgewirkt und hat der Staatsanwalt die Gründe für 
das Absehen von einem Ersuchen gemäß § 102 Abs. 5 StPO 
nicht aktenkundig gemacht, so ist, wenn die allseitige Auf­
klärung der Straftat gemäß §§ 69, 101 StPO nicht gewähr­
leistet wurde, die Sache an den Staatsanwalt zurückzu­
geben.
Das kann auch erfolgen, wenn die gesellschaftlichen Kräfte 
nicht in der im § 102 Abs. 3 StPO bestimmten Form mitge­
wirkt haben (z. B. wenn keine ordnungsgemäße Beratung 
eines Kollektivs stattgefunden hat oder der Kollektivver­
treter vom Leiter benannt und nicht vom Kollektiv beauf­
tragt worden ist).
Im Rückgabebeschluß hat das Gericht klar zum Ausdruck 
zu bringen, worauf sich die weiteren Ermittlungen erstrek- 
ken sollen und welche Beweismittel noch beizubringen 
sind. Es dürfen keine Forderungen erhoben werden, die 
das Untersuchungsorgan offensichtlich nicht erfüllen kann, 
so z. B. infolge Zeitablaufs oder veränderter Bedingungen 
am Tat- oder Ereignisort.

3. Die Mitwirkung des Angeklagten am Strafverfahren ist 
Ausdruck seines durch die Verfassung garantierten Rechts 
auf Verteidigung (Artikel 102 Abs. 2 der Verfassung). Der 
Angeklagte darf in der Ausübung seiner Verteidigungs­
rechte nicht beeinträchtigt werden.
Die Ausübung des Rechts auf Verteidigung ist auch inso­
weit zu gewährleisten, als dem Angeklagten mit der La­
dung zur Hauptverhandlung die Beweismittel mitzuteilen 
sind und er darüber zu belehren ist, daß er eigene Beweis­
anträge stellen kann. Das Gericht hat Beweisanträgen 
stattzugeben, wenn die beantragte Beweiserhebung für die 
Feststellung der Wahrheit bedeutsam sein kann.
Die Ablehnung eines Beweisantrages bedarf eines Gerichts­
beschlusses, der spätestens vor Schluß der Beweisauf­
nahme zu verkünden ist, damit der Antragsteller Klarheit 
über die Prozeßlage erhält.

4. Bei komplizierten Sachverhalten hat sich das Gericht die 
für eine gesellschaftlich wirksame Hauptverhandlung er­
forderliche Sachkunde durch Konsultationen zu verschaf­
fen (§ 199 StPO). Diese Tätigkeit stellt keine Beweisauf­
nahme dar und darf nicht zur Beweisführung verwen­
det werden. Soll die Besichtigung von Orten und Gegen­
ständen Grundlage gerichtlicher Feststellungen werden, 
ist sie als Beweiserhebung im Sinne des § 222 Abs. 2 StPO 
unter Beachtung der für die Erhebung und Überprüfung 
der Beweise geltenden gesetzlichen Bestimmungen durch­
zuführen (§ 50 StPO).

5. In jedem Verfahren ist eine klare Konzeption für den 
Ablauf der Hauptverhandlung notwendig. Soweit dies we­
gen der Bedeutung und des Umfanges des Verfahrens oder 
der sich aus tatsächlichen oder rechtlichen Umständen er­
gebenden Kompliziertheit erforderlich ist, ist eine schrift­
liche Verhandlungskonzeption zu erarbeiten, die vor allem 
folgendes enthalten sollte:
— den wesentlichen Ablauf der Beweisaufnahme;
— die für die Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksam­

keit des Verfahrens maßgeblichen Umstände;
— die Reihenfolge der zu behandelnden Tatkomplexe;
— die Beweismittel zu den einzelnen Anklagepunkten;

— die zu klärenden Probleme für die Prüfung der Tat­
bestandsmäßigkeit;

— die zu klärenden Fragen, die sich aus Aussagen der 
Verfahrensbeteiligten ergeben;

— Möglichkeiten für eine veränderte rechtliche Beurtei­
lung der von der Anklage erfaßten Handlungen und 
die dazu erforderlichen Beweiserhebungen.

Die Verhandlungskonzeption umfaßt vor allem inhaltliche
Probleme und den Weg zu ihrer Lösung; sie darf sich
nicht auf technisch-organisatorische Festlegungen be­
schränken.

III.

Durchführung der gerichtlichen Beweisaufnahme

1. Inhalt und Umfang der gerichtlichen Beweisaufnahme

a) Die Beweisaufnahme bezieht sich auf alle zur Prüfung 
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit notwendigen 
Tatsachen in belastender und entlastender Hinsicht, die 
zu einer gerechten Entscheidung des Gerichts ein­
schließlich der anzuwendenden Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit erforderlich sind. Sie 
umfaßt die Tatsachen, die für die Prüfung der Tatbe­
standsmäßigkeit der Handlung von Bedeutung sind. 
Weiterhin sind auf der Grundlage des § 222 StPO die 
Umstände aufzuklären, die es ermöglichen, die Schwere 
der Straftat, die Persönlichkeit des Täters, seine Mo­
tive, sein gesellschaftliches Verhalten vor und nach der 
Tat sowie die unmittelbar wirksam gewordenen Ursa­
chen und Bedingungen seines strafrechtlich relevanten 
Verhaltens zutreffend zu beurteilen.

Der Inhalt der Beweisaufnahme wird in der jeweiligen 
Sache konkretisiert durch
— den strafrechtlichen Tatbestand, dessen Anwendung 

auf den Sachverhalt der Strafsache erwogen wird;
— diejenigen Bestimmungen des Strafgesetzbuches, die 

die Voraussetzungen für die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit und die Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit einschließlich der Differenzie­
rungskriterien enthalten.

Ausgehend hiervon bestimmt sich der Umfang der Be­
weisaufnahme nach der konkreten Beweislage des je­
weiligen Verfahrens. Die konzentrierte Durchführung 
des Verfahrens erfordert, die Beweisaufnahme mit dem 
Aufwand durchzuführen, der zur exakten Feststellung 
der Wahrheit notwendig ist. Die Aufklärung des Sach­
verhalts darf nicht dadurch beeinträchtigt werden, daß 
notwendige Beweiserhebungen unterbleiben.

b) Liegt erneute Straffälligkeit vor, ist die letzte Vor­
strafenakte — gegebenenfalls auch weitere Vorstrafen- 
und Wiedereingliederungsakten — beizuziehen und im 
erforderlichen Umfang in die Beweisaufnahme einzu­
führen.
Der Strafregisterauszug ist in jedem Falle zum Gegen­
stand der Beweisaufnahme zu machen.

c) Soweit es ohne wesentliche Verzögerung des Verfah­
rens möglich ist, sind in der Beweisaufnahme auch die 
für die Verpflichtung zur Wiedergutmachung des Scha­
dens und die Verurteilung zum Schadenersatz notwen­
digen Feststellungen zu treffen, um zu sichern, daß im 
Strafverfahren in der Regel auch über die Höhe des 
Schadenersatzes entschieden werden kann und Be­
währungsverurteilungen durch konkrete Verpflichtun­
gen zur Wiedergutmachung des Schadens ausgestaltet 
werden können.

d) Alle zur Urteilsfindung zu verwendenden Beweismittel 
sind kritisch zu überprüfen. Diese Überprüfung bezieht


